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Bundesgericht
Tribunal fédéral
Tribunale federale
Tribunal federal

1C 356/2019

Urteil vom 4. November 2020

I. öffentlich-rechtliche Abteilung

Besetzung
Bundesrichter Chaix, Präsident,
Bundesrichter Kneubühler, Bundesrichterin Jametti,
Bundesrichter Haag, Merz,
Gerichtsschreiberin Gerber.

Verfahrensbeteiligte
1. Aqua Viva,
2. Schweizerische Greina-Stiftung
zur Erhaltung der alpinen Fliessgewässer (SGS),
Beschwerdeführerinnen,
beide vertreten durch Rechtsanwalt Reto Nigg,

gegen

Kraftwerke Oberhasli AG,
Beschwerdegegnerin,
vertreten durch die Rechtsanwälte
Walter Streit und Simon Jenni,

Kanton Bern,
handelnd durch die Bau- und Verkehrsdirektion des
Kantons Bern, Rechtsamt, Reiterstrasse 11, 3011 Bern,
und diese vertreten durch das Amt für Wasser und Abfall
des Kantons Bern, Reiterstrasse 11, 3011 Bern,

1. Einwohnergemeinde Innertkirchen,
handelnd durch den Gemeinderat,
Grimselstrasse 1, 3862 Innertkirchen,
2. Einwohnergemeinde Guttannen,
handelnd durch den Gemeinderat,
Plätzli 186, 3864 Guttannen.

Gegenstand
Wassernutzung; Vergrösserung Grimselsee;
Anpassung und Ergänzung der Gesamtkonzession
vom 12. Januar 1962,

Beschwerde gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts
des Kantons Bern, Verwaltungsrechtliche Abteilung,
vom 21. Mai 2019 (100.2017.125/126U).
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Sachverhalt:

A.
Die Kraftwerke Oberhasli AG (nachfolgend: KWO) betreibt im Oberhasli zahlreiche miteinander verbundene
Wasserkraftwerke; diese nutzen 8 Stauseen, darunter den Grimselsee. Dieser ist umgeben bzw. Teil von Schutz-
gebieten von nationaler, regionaler und lokaler Bedeutung. Er liegt insbesondere im Perimeter des Objekts Nr.
1507 «Berner Hochalpen und Aletsch-Bietschhorn-Gebiet (nördlicher Teil) » des Bundesinventars der Land-
schaften und Naturdenkmäler von nationaler Bedeutung (BLN) und des kantonalen Naturschutzgebiets Nr. 5
«Grimsel». Nördlich des Sees befinden sich mehrere Moorflächen und die Moorlandschaft Nr. 268 «Grimsel»
von besonderer Schönheit und von nationaler Bedeutung im Sinne von Art. 78 Abs. 5 BV.

B.
Die KWO beabsichtigt, die Staumauern Spitallamm und Seeuferegg zu erhöhen, um den Stauspiegel des Grim-
selsees um 23 m anzuheben und dessen Speichervolumen um 75 Mio. m3 auf insgesamt 170 Mio. m3 zu
vergrössern. Dies ermöglicht die Speicherung von zusätzlich 240 GWh Energie.
Am 14. Oktober 2005 reichte die KWO hierfür ein Baugesuch ein. Mit Gesamtentscheid vom 14. März 2007 er-
teilte das damalige Wasserwirtschaftsamt des Kantons Bern die Baubewilligung. Diese wurde am 3. April 2008
vom Berner Verwaltungsgericht aufgehoben, weil das Projekt eine Änderung der bestehenden Gesamtkonzes-
sion erfordere und deshalb im Konzessionsverfahren zu beurteilen sei. Die dagegen erhobene Beschwerde der
KWO wies das Bundesgericht am 20. Februar 2009 ab (Urteil 1C 207/2008).
Daraufhin reichte die KWO am 17. September 2010 ein Gesuch um Anpassung und Ergänzung der bestehen-
den Gesamtkonzession vom 12. Januar 1962 (mit einer Laufzeit bis 31. Dezember 2041) für das Projekt ein.
Dagegen erhoben zahlreiche Verbände und Privatpersonen Einsprache. Mit Beschluss vom 5. September 2012
genehmigte der Grosse Rat des Kantons Bern die beantragte Anpassung und Ergänzung der Konzession unter
Bedingungen und Auflagen und wies die Einsprachen ab, soweit er darauf eintrat. Gegen diesen Beschluss
wurde kein Referendum ergriffen.

C.
Gegen den Konzessionsbeschluss erhoben mehrere Naturschutzorganisationen, darunter die Schweizerische
Greina-Stiftung zur Erhaltung der alpinen Fliessgewässer (SGS) und Aqua Viva, Beschwerde an das Verwal-
tungsgericht des Kantons Bern. Dieses hiess die Beschwerden am 22. Dezember 2015 gut und wies das Ge-
such der KWO um Anpassung und Ergänzung der Gesamtkonzession ab. Es ging davon aus, dass die südliche
Perimetergrenze der Moorlandschaft Nr. 268 ”Grimsel” rechtswidrig festgelegt worden sei und entlang des
heutigen Stauziels des Grimselsees verlaufen müsste. Die beantragte Konzessionsänderung bewirke daher die
Überflutung eines Teils der Moorlandschaft von nationaler Bedeutung, was nicht bewilligt werden könne. Da-
mit erübrige sich die Prüfung der übrigen geltend gemachten Eingriffe in Schutzgebiete, insbesondere in das
BLN-Objekt Nr. 1507 ”Berner Hochalpen und Aletsch-Bietschhorn-Gebiet”.
Das Bundesgericht hob den verwaltungsgerichtlichen Entscheid auf Beschwerde der KWO am 5. April 2017
auf und wies die Sache zu weiterer Behandlung an das Verwaltungsgericht zurück (BGE 143 II 241). Es kam
zum Ergebnis, der Bundesrat habe bei der Festlegung der südlichen Grenze der Moorlandschaft im Rahmen
seines Ermessens- und Beurteilungsspielraums gehandelt.
Das Verwaltungsgericht nahm das Verfahren am 28. April 2017 wieder auf. Es holte einen Fachbericht des kan-
tonalen Amts für Wasser und Abfall (AWA) vom 31. Oktober 2017 sowie einen Amtsbericht des Bundesamts
für Energie (BFE) vom 16. November 2017 ein. Am 21. Mai 2019 wies es die Beschwerden ab, soweit darauf
eingetreten wurde.

D.
Dagegen haben Aqua Viva und SGS am 24. Juni 2019 Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten
an das Bundesgericht erhoben. Sie beantragen, der angefochtene Entscheid sei aufzuheben und dem Konzes-
sionsgesuch ”Vergrösserung Grimselsee” sei die Genehmigung zu verweigern. Eventualiter seien, unabhängig
vom Verfahrensausgang in der Hauptsache, die Dispositiv-Ziffern 2 und 3 des angefochtenen Entscheids auf-
zuheben und die Sache zur Neubeurteilung der Gerichtskosten und der Parteientschädigungen im Sinne der
Erwägungen an die Vorinstanz zurückzuweisen. Sie beantragen die Vornahme eines Augenscheins.
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E.
Die KWO beantragt, die Beschwerde sei abzuweisen, soweit darauf einzutreten sei. Sie reichen einen Bericht
der CSD-Ingenieure AG (Grimselsee und Gletschervorfeld Unteraargletscher - Stellungnahme zur Vegetations-
dynamik vom 29. August 2019) ein.
Das Verwaltungsgericht, das AWA (namens des Grossen Rats) und die Gemeinde Innertkirchen schliessen auf
Abweisung der Beschwerde.
Das BAFU kommt in seiner Vernehmlassung zum Ergebnis, die Interessenabwägung der Vorinstanz sei in
Bezug auf den Landschaftsschutz vertretbar; dagegen seien die Interessen am vorsorglichen Schutz des Glet-
schervorfelds als Aue von nationaler Bedeutung nicht berücksichtigt worden. Es reicht dazu das Kurzgutachten
Hedinger/Gsteiger (Prüfung Unteraar als Ergänzung des Aueninventars vom 24. Oktober 2019) zu den Akten.

F.
Im weiteren Schriftenwechsel äussern sich die Beteiligten kontrovers zur Vernehmlassung des BAFU. Die
KWO reichte eine Beurteilung des Kurzgutachtens Hedinger/Gsteiger durch A. Niedermayr (Ingenieurbüro
Hunziker, Zarn & Partner) vom 13. Januar 2020 ein.

G.
Mit Verfügung vom 27. August 2019 wurde der Beschwerde aufschiebende Wirkung zuerkannt.

H.
Auf Einladung des Bundesgerichts reichte die KWO eine detaillierte Berechnung der durch die Erhöhung des
Grimselsees bewirkten Mehrproduktion von Strom ein. Die Beschwerdeführerinnen nahmen dazu am 15. Sep-
tember 2020 Stellung.

Erwägungen:

1.
Gegen den kantonal letztinstanzlichen Endentscheid des Verwaltungsgerichts steht grundsätzlich die Beschwer-
de in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten ans Bundesgericht offen (Art. 82 lit. a, 86 Abs. 1 lit. d und 90
BGG).
Die Beschwerdeführerinnen sind gesamtschweizerisch tätige Organisationen, die sowohl nach Art. 55 USG
(SR 814.01) als auch nach Art. 12 NHG (SR 451) zur Verbandsbeschwerde berechtigt sind (vgl. Ziff. 1 und
25 des Anhangs zur Verordnung über die Bezeichnung der im Bereich des Umweltschutzes und des Natur-
und Heimatschutzes beschwerdeberechtigten Organisationen [VBO; SR 914.076]). Das Projekt stellt unstrei-
tig eine Bundesaufgabe i.S.v. Art. 78 Abs. 2 BV und Art. 2 Abs. 1 lit. b NHG dar; überdies unterliegt die
Vergrösserung des Grimselsees als wesentliche Erweiterung einer UVP-pflichtigen Anlage einer zweistufigen
Umweltverträglichkeitsprüfung nach Art. 10a USG und Art. 2 Abs. 1 der Verordnung vom 19. Oktober 1988
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPV; SR 814.011) i.V.m. Ziff. 21.3 Anh. UVPV. Die Beschwerde-
führerinnen sind daher zur Beschwerde befugt.
Da auch die übrigen Sachurteilsvoraussetzungen vorliegen, ist auf die Beschwerde einzutreten.

2.
Mit der Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten kann insbesondere die Verletzung von Bundes-
recht gerügt werden (Art. 95 lit. a BGG). Dieses wendet das Bundesgericht - mit Ausnahme der Grundrechte
(Art. 106 Abs. 2 BGG) - von Amtes wegen an (Art. 106 Abs. 1 BGG), d.h. es kann den angefochtenen Ent-
scheid mit einer von der Beschwerde abweichenden Begründung aufheben oder ihn mit einer substituierten
Begründung aufrechterhalten. Es legt seinem Urteil den Sachverhalt zugrunde, den die Vorinstanz festgestellt
hat, sofern dieser nicht offensichtlich unrichtig ist oder auf einer Rechtsverletzung im Sinne von Art. 95 BGG
beruht (Art. 105 und Art. 97 Abs. 1 BGG). Neue Tatsachen und Beweismittel können nur so weit vorgebracht
werden, als erst der Entscheid der Vorinstanz dazu Anlass gibt (Art. 99 Abs. 1 BGG). Im Übrigen ist das Re-
plikrecht (Art. 29 Abs. 1 und 2; Art. 6 Ziff. 1 EMRK) der Parteien zu wahren.
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2.1. Vorliegend haben die KWO und das BAFU neue Unterlagen zu den Akten gereicht.
Das Kurzgutachten Hedinger/Gsteiger ist Teil der Vernehmlassung des BAFU und äussert sich zu der von
den Beschwerdeführerinnen geltend gemachten nationalen Bedeutung der alpinen Schwemmebene im Glet-
schervorfeld des Unteraargletschers. Es handelt sich insoweit um die Stellungnahme einer zur Beschwerde
berechtigten Behörde gemäss Art. 102 Abs. 1 BGG, die grundsätzlich im bundesgerichtlichen Verfahren zu
berücksichtigen ist (vgl. in BGE 142 II 517 nicht publizierte E. 6.5, in: URP 2017 S. 13; Urteil 1C 589/2014
vom 3. Februar 2016, in: URP 2016 S. 319). Das Kurzgutachten dient der - vom Bundesgericht praxisgemäss
verlangten - Substanziierung der Fachmeinung des BAFU (vgl. Urteil 1C 231/2015 vom 23. November 2016
E. 6.2.2.3). Da es sich um eine neue Unterlage handelt, ist den Parteien dazu das rechtliche Gehör zu gewähren.
Die von der KWO eingereichte Kritik (Bericht Niedermayr) ist daher ebenfalls zu berücksichtigen.
Ob der Bericht CSD ein zulässiges Novum ist, kann offenbleiben, weil er nicht entscheiderheblich ist.

2.2. Neue rechtliche Vorbringen sind vor Bundesgericht grundsätzlich zulässig (BGE 142 I 155 E. 4.4.3 S.
156 f. mit Hinweisen), sofern sie sich im Rahmen des Streitgegenstands bewegen und sich auf den festge-
stellten Sachverhalt oder gerichtsnotorische Tatsachen stützen. Dazu gehören die im Internet frei zugänglichen
amtlichen Einträge (vgl. JOHANNA DORMANN, in: Basler Kommentar zum BGG, 3. Aufl. 2018, N. 53 zu
Art. 99 BGG), z.B. des kantonalen Richtplans. Insofern ist die erstmals vor Bundesgericht erhobene Rüge der
Beschwerdeführerinnen zur fehlenden Richtplangrundlage (unten E. 3) zulässig.

3.
Die Beschwerdeführerinnen machen geltend, die Richtplangrundlage sei ungenügend, weil die Erhöhung der
Staumauern des Grimselsees lediglich als Zwischenergebnis im kantonalen Richtplan festgehalten sei. Schon
aus diesem Grund hätte das Projekt nicht genehmigt werden dürfen. Abstimmungsbedarf bestehe insbesondere
mit dem Kraftwerk Trift: Dieses sei von der KWO vorgezogen worden; werde es realisiert, so sei angesichts
seiner schwerwiegenden Eingriffe in Natur und Landschaft ein Verzicht auf das Projekt Grimsel geboten.
Die KWO, das AWA und das Verwaltungsgericht verweisen darauf, dass der Richtplan Bedarf und Standort
der Staumauererhöhung Grimselsee vorsehe; die umfassende Interessenabwägung sei im Konzessionsverfah-
ren vorzunehmen.

3.1. Gemäss Art. 8 Abs. 2 RPG bedürfen Vorhaben mit gewichtigen Auswirkungen auf Raum und Umwelt
einer Grundlage im Richtplan.
In der Botschaft führte der Bundesrat dazu aus, gewichtige Auswirkungen im Sinne dieser Bestimmung seien
insbesondere eine grosse Flächenbeanspruchung, ein bedeutender Einfluss auf die Nutzungs- und Versorgungs-
strukturen des Kantons, die Erzeugung grosser Verkehrsströme oder die Verursachung hoher Umwelt- und
Landschaftsbelastungen. Als Beispiel für unter den Richtplanvorbehalt fallende Projekte nannte er Verkehrs-
und Energieinfrastrukturen von zumindest regionaler Bedeutung (Botschaft vom 20. Januar 2010 zu einer Teil-
revision des Raumplanungsgesetzes [nachfolgend: Botschaft RPG-Revision], BBl 2010 1068 Ziff. 2.3.3; vgl.
auch ARE, Ergänzung des Leitfadens Richtplanung, März 2014, S. 29).
Schon vor der Einführung von Art. 8 Abs. 2 RPG hatte das Bundesgericht eine Richtplangrundlage für Vorha-
ben verlangt, deren weitreichende Auswirkungen eine vorgängige umfassende Interessenabwägung auf Richt-
planebene erforderten (BGE 140 II 262 E. 2.3.2 S. 267 mit Hinweisen). Dies wurde bejaht für eine Auto-
Rundstrecke (BGE 137 II 254 E. 4 S. 261 ff.). Dagegen erachtete das Bundesgericht eine Richtplangrundlage
für ein Kleinwasserkraftwerk angesichts seiner geringen Dimensionen als entbehrlich, obwohl es innerhalb ei-
nes Landschaftsschutzgebiets von kantonaler Bedeutung zu liegen kommen sollte (BGE 140 II 262 E. 2.3.4 S.
268 f.). Auch für das Lausanner Museumsviertel verneinte das Bundesgericht die Notwendigkeit einer Richt-
plangrundlage, weil dessen räumliche Auswirkungen nicht von der im kantonalen Richtplan bereits vorgese-
henen Nutzung abwichen und die zu erwartenden Immissionen ebenfalls nicht nach einer Abstimmung auf
kantonaler oder regionaler Ebene verlangten (Urteil 1C 15/2014 vom 8. Oktober 2014 E. 6.2, in: SJ 2015 I S.
97). Eine Richtplangrundlage war andererseits erforderlich für die Schaffung eines Innovationsparks von 70 ha
auf dem ehemaligen Militärflugplatz Dübendorf (Urteil 1C 415/2015 vom 27. April 2016 E. 2.4, in:
ZBl 117/2016 659 und RDAF 2017 I 245).
Im Urteil 1C 346/2014 vom 26. Oktober 2016 E. 2 (in: URP 2017 45; ZBl, 118 2017 668) qualifizierte das
Bundesgericht den Windpark Schwyberg als Anlage i.S.v. Art. 8 Abs. 2 RPG, die angesichts ihrer Ausdeh-
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nung von fast 4 km, der Dimensionen der einzelnen Windenergieanlagen, der erheblichen Abweichung von der
Grundordnung (Land- und Forstwirtschaft), der Situierung in einem Regionalen Naturpark, der Notwendigkeit
von Rodungen und dem Bau von Erschliessungsstrassen einer Grundlage im Richtplan bedürfe. Nicht richt-
planpflichtig sei dagegen ein mit Rest- und Altholz betriebenes Heizkraftwerk von bloss regionaler Bedeutung
(Urteil 1C 139/2017 vom 6. Februar 2018 E. 4.7).

3.2. Am 1. Januar 2018 sind Art. 8b RPG und Art. 10 des Energiegesetzes vom 30. September 2016 (EnG; SR
730.0) in Kraft getreten, wonach die Kantone dafür sorgen, dass insbesondere die für die Nutzung der Wasser-
und Windkraft geeigneten Gebiete und Gewässerstrecken im Richtplan festgelegt werden. Art. 10 Abs. 1 Satz
2 EnG präzisiert, dass bereits genutzte Standorte mit einzuschliessen sind und auch Gebiete und Gewässerstre-
cken bezeichnet werden können, die grundsätzlich freizuhalten sind.
Es ist unklar, ob und wenn ja inwiefern Art. 8b RPG den Richtplanvorbehalt nach Art. 8 Abs. 2 RPG ausdehnt.
PIERRE TSCHANNEN ( in: Aemisegger/Moor/Ruch/Tschannen, Praxiskommentar RPG: Richt- und Sachpla-
nung, Interessenabwägung, 2019, Art. 8b RPG, N. 3) ist der Auffassung, dass weiterhin nur für Vorhaben mit
gewichtigen Auswirkungen auf Raum und Umwelt wie Windpärke oder grosse Wasserkraftwerke eine Richt-
planfestsetzung erforderlich sei. Das ARE geht in seinem Konzept Windenergie vom 15. September 2020 (Ziff.
1.2 S. 7) davon aus, dass Windpärke, aber auch einzelne Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von über
30 m, dem Richtplanvorbehalt unterliegen. ANDREAS GLASER/JULIA EIGENMANN (Planungsrechtliche
Probleme der Energiewende in der Schweiz, EurUP Zeitschrift für europäisches Umwelt- und Planungsrecht
2018 258 ff., insbes. S. 259) meinen, der Richtplanvorbehalt erstrecke sich neu auf alle Anlagen zur Erzeugung
von Wasser- und Windkraft. KASPAR PLÜSS (Interessenabwägung beim Bau von Wasser- und Windkraftan-
lagen, 2017, Rz. 265 ff.) erachtet eine Standortplanung auf Richtplanebene als stufengerecht: Unterhalb dieser
Ebene fehle es an der nötigen räumlichen Gesamtoptik (Rz. 268) und sei keine grossflächige Suche nach
Alternativstandorten gewährleistet (Rz. 269 ff.). Erst eine möglichst flächendeckende Beurteilung aller potenzi-
ellen Standorte ermögliche es, das (relative) Gewicht eines einzelnen Interesses an einem bestimmten Standort
objektiv - anhand eines Vergleichs mit möglichst vielen anderen Standorten - einzuschätzen und beispielsweise
beurteilen zu können, ob eine Landschaft besonders typisch oder einzigartig sei (Rz. 289).
In der Botschaft zum Energiegesetz wird ausgeführt, die Nutzung erneuerbarer Energien solle Teil der kan-
tonalen Richtpläne werden, jedenfalls für die Technologien mit mehr als nur kleinräumiger Relevanz, also in
erster Linie für die Wasser- und für die Windkraft (BBl 2013 S. 7708 zu Art. 8b RPG). Diese wirkten sich
erheblich auf den Raum aus und stünden oft im Interessenkonflikt mit anderen raumwirksamen (Schutz-) Inter-
essen (a.a.O., S. 7627). Dank der raumplanerischen Festlegungen könnten konkreten Projekten bessere Reali-
sierungschancen gegeben werden (a.a.O., S. 7664 zu Art. 13 E-EnG) und Kompromisse leichter erzielt werden
als bei einer kleinräumigen Betrachtung (a.a.O., S. 7627). Diese Erwägungen sprechen grundsätzlich dafür,
eine Richtplangrundlage für alle Wind- und Wasserkraftprojekte zu verlangen, um sicherzustellen, dass die auf
Kantonsebene gefundenen Kompromisse nicht durch die Bewilligung von Kleinanlagen unterlaufen werden.
Die Frage braucht vorliegend nicht abschliessend entschieden zu werden, weil jedenfalls für die streitige Erwei-
terung des Grimselstausees der Richtplanvorbehalt zu bejahen ist: Es handelt sich um eine bedeutende Erweite-
rung, mit der das Speichervolumen erheblich vergrössert wird (um 75 auf 170 Mio. m3) : DamitnimmtderEnergiespeicherumrund240GWhzu,wasderGrössenordnungdesgesamtenOberaarseesentspricht(rund210GWh).SodannhatdasVorhabengewichtigeAuswirkungenau f SchutzinteressenvonnationalerBedeutung.Esistinsbesondereunstreitig,dasseseinenschwerwiegendenEingri f f ineinBLN−
Gebietbewirktunddahervonvornhereinnurbewilligungs f ähigist,wennessichumeinVorhabenvonnationalerBedeutungi.S.v.Art.12EnGhandelt(vgl.untenE.4).Jeden f alls f ürVorhabenvonnationalerBedeutungisteinRicht planvorbehaltunentbehrlich.

3.3.EineGrundlageimRicht plani.S.v.Art.8Abs.2RPGsetztnachderbundesgerichtlichenRechtsprechungeineabgeschlosseneAbstimmungau f Richt planebenevoraus,d.h.eineFestsetzungimSinnevonArt.5Abs.2lit.aRPV (Urteil1C346/2014vom26.Oktober2016E.2.8, in :
URP201745undZBl118/2017668;T SCHANNEN,a.a.O.,Art.8RPG,N.25;Art.8bRPG,N.3;ARE,ErgänzungLeit f adenRicht planung,S.30Zi f f .3.3;ARE,KonzeptWindenergie,S.22Zi f f .3.1).DerRicht planmussau f zeigen,wiedieraumwirksamenT ätigkeitenau f einanderabgestimmtsind.Hier f ürsind f undierteAussagenüberStandortundUm f angderAnlagener f orderlich,dieau f einerum f assenden,stu f engerechtenInteressenabwägungberuhen,welchebegründetunddamittransparentgemachtwerdenmuss(Urteil1C346/2014,a.a.O).Zwarer f olgtdieUmweltverträglichkeitsprü f ungerstau f Stu f ederNutzungsplanungbzw.Konzessionserteilung;bereitsau f Richt planebenemüssen jedochAbklärungenineinerTie f eer f olgen,dieeserlaubt,Standorteauszuschliessen,dieau f grundschwerwiegenderKon f liktemitNaturschutzanliegennichtweiterver f olgtwerdensollen,undunterdenverbleibendenStandortendenoderdieambestengeeignetenauszuwählen(PIERRET SCHANNEN,
InteressenabwägungbeiraumwirksamenVorhaben,URP2018S.122;DERSELBE,PraxiskommentarRPG,Art.8RPG,N.25).

3.4.DerRicht plandesKantonsBernnenntimMassnahmenblattC−18(EnergieerzeugungsanlagenvonnationalerBedeutung)dieStaumauererhöhungGrimselseealsZwischenergebnis.ImErläuterungsberichtderDirektion f ürInneresundJustiz(htt ps :
//www. jgk.be.ch/ jgk/de/index/raumplanung/raumplanung/kantonalerricht plan/erlaeuterungen.html])heisstesdazu :

Staumauersanierungund − erhöhungGrimselsee
DasVorhabenistTeildesInvestitionsprogrammsKWOplus,mitdemdieKra f twerkeOberhasliAG(KWO)ihreProduktionsanlageninmehrerenvoneinanderunabhängigenPro jektteilensanierenunddasvorhandeneWasserkra f t potentialoptimalnutzenwill(...).Bedar f undStandortgebundenheitdesVorhabensalsTeileinesGesamt pro jektessindgegeben.DiemeistenTeil pro jektevonKWOplussindunbestritten.Dieam14.März2007baubewilligteStaumauersanierungund−
erhöhungGrimselseewurdeindessenvondenNaturschutzorganisationenmitBeschwerdeange f ochten.DerBundesgerichtsentscheidzurBeschwerdeverlangtdieDurch f ührungeinesKonzessionsver f ahrens.DieKWOhatam20.September2010einentsprechendesKonzessionsgesuchmitRestwasser−
undUmweltverträglichkeitsberichtsowieSchutz−undNutzungsplanungbeidenkantonalenBehördeneingereicht.Imweiterenwurdevom f eder f ührendenAmt f ürWasserundAb f allderSanierungsberichtnachArt.80GschGver f ügt,derbisEnde2012umgesetztwird.Dieseum f angreichenBeurteilungsgrundlagenwerdeneinetransparente,nachvollziehbareAbwägungderunterschiedlichenInteressenimRahmendesKonzessionsentscheidsermöglichen.Hinweis :
DervomBundesrat f estgelegtePerimeterderMoorlandscha f tNr.268
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GrimselwirdvomVorhabennichttangiert.

GemässArt.5Abs.2lit.bRPV wirdmiteinemZwischenergebnisau f gezeigt,welcheraumwirksamenT ätigkeitennochnichtau f einanderabgestimmtsindundwasvorzukehrenist,damiteinezeitgerechteAbstimmungerreichtwerdenkann.ZwischenergebnissebezeichnensomitRicht planvorhaben,beidenendieAbstimmungbegonnenhat,ohnebereitszueinerLösunginderSachege f ührtzuhaben(T SCHANNEN,PraxiskommentarRPG :
Richt −undSachplanung, Interessenabwägung,Art.8RPG,N.32).
DieErläuterungenzumMassnahmenblattbestätigen,dassau f Stu f eRicht plannochkeinevollständigeAbstimmunger f olgtist; insbesondere f ehlt jeglicheAuseinandersetzungmitdenentgegenstehendenö f f entlichenInteressendesNatur−
undLandscha f tsschutzes.EinevollständigeVerlagerungderInteressenabwägunginsKonzessionsver f ahrenundindiedamitkoordiniertenBewilligungsver f ahrenwidersprechederraumplanerischenStu f en f olge.
Hinzukommt,dassderKonzessionsentscheidvomGrossenRatbeschlossenwird(gemässArt.14Abs.1lit.ddesBernerWassernutzungsgesetzesvom23.November1997[WNG/BE,BSG752.41]),dieserabernichtselbstRicht planbehördeist :
DerkantonaleRicht planwirdvielmehrvomRegierungsratbeschlossen(Art.104Abs.3desBernerBaugesetzesvom9.Juni1985[BauG/BE;BSG721.0])undmussvomBundesratgenehmigtwerden(Art.11Abs.1RPG).ZwarkönnenZwischenergebnisseu.U.ohnenochmaligeGenehmigungdesBundesratszurFestsetzung f ortge f ührtwerden(vgl.BGE146I36E.2.4S.42mitHinweisen);diesgenügt jedochnicht,wenn−
wiehier−Schutz−undNutzinteressenvonnationalerBedeutungau f einandertre f f en,weilInteressenkon f liktezwischenBundesinteressenunterEinbezugderbetro f f enenBundesstellenzubeurteilensind(soauchARE,KonzeptWindenergie,S.10PlanungsgrundsatzP4undS.22Zi f f .3.1).

3.5.WiedieBeschwerde f ührerinnenzutre f f enddarlegen, f ehltaucheineAbstimmungmitdemgeplantenKra f twerkTri f t.DieseswirdimRicht planlediglichalsVororientierungi.S.v.Art.5Abs.2lit.cRPVerwähnt(d.h.alsraumwirksameT ätigkeit,diesichnochnichtindem f ürdieAbstimmunger f orderlichenMassumschreibenlässt),obwohldessenRealisierungnachderPlanungderKWOvorgezogenwerdensoll(vgl.dazunochuntenE.6).DasKonzessionsgesuchwurdebereits2017eingereicht;darübersollnochindiesemJahrvomGrossenRatentschiedenwerden.
GrundsätzlichistesSachedeskantonalenRicht plans,zweiPro jektemitgewichtigenAuswirkungenau f RaumundUmweltimgleichenGebietau f einanderabzustimmenundzuentscheiden,obeinüberwiegendesö f f entlichesInteresseanderRealisierungbeiderPro jektebesteht,oderzurSchonungderSchutzgebietenureinesdavonoderkeinesvonbeidenzurealisierenist.

3.6.DamiterweistsichdieRicht plangrundlagealsungenügend.SchonausdiesemGrundistdieBeschwerdegutzuheissen.AusprozessökonomischenGründenrecht f ertigtessich,nochdieweiterenRügenderBeschwerde f ührerinnenzuprü f en, insbesonderezudenFragen,obeinnationalesInteresseamPro jektbesteht(untenE.4)undobdasVor f elddesUnteraargletschersalsAuengebietvonnationalerBedeutungvorsorglichgeschütztwerdenmuss(untenE.5).WeiterstelltsichdieFragedeszeitlichenHorizontsdesPro jekts(E.6).

4.
Esistunbestritten,dassdasPro jekteinenschwerenEingri f f indasBLN−Ob jektNr.1507bewirkt,au f grundderÜber f lutungvonmehralsderhalbenLängedesGletschervor f eldsdesUnteraargletschers,einesTeilsdesArvenwaldsimGebiet ′′SunnigAar′′sowiederdurchkleineFlachmooregeprägtenLandscha f tentlangdesnördlichenSeeu f ers.ÜberdieswirddasEinstaubandrundumdenSee,dasbeitie f emWasserstandalsgraueundvegetationsloseFlächesichtbarist,durchdenHöherstaumarkantverbreitertundum f asst(au f grunddesca.1kmlängerenSeeperimeters)einedeutlichgrössereFlächealsbisher.Diesgiltauchdann,wenn−
wiedieKWOgeltendmacht−dieBreitedesEinstaubandsnicht70mbeträgt(wievomVerwaltungsgerichtangenommen),sondernetwasweniger.
GemässArt.6Abs.2NHGundArt.6derVerordnungüberdasBundesinventarderLandscha f tenundNaturdenkmälervom29.März2017(V BLN;SR451.11)sindschwerwiegendeBeeinträchtigungeneinesInventarob jektsnurzulässig,wennsiesichdurcheinInteressevonnationalerBedeutungrecht f ertigenlassen,dasgewichtigeristalsdasInteresseamSchutzdesOb jektes.Art.22Abs.1desBundesgesetzesvom22.Dezember1916überdieNutzbarmachungderWasserkrä f te(Wasserrechtsgesetz[WRG;SR721.80])legt f est,dassNaturschönheitenzuschonenundda,wodasallgemeineInteresseanihnenüberwiegt,ungeschmälertzuerhaltensind(Abs.1).
ImFolgendenistzunächstzuprü f en,obeinnationalesInteresseamstreitigenPro jektbesteht.Solltedieszuverneinensein,kämeeineBewilligungdesPro jektsvonvornhereinnichtinBetracht.

4.1.DiebundesgerichtlicheRechtsprechungzuArt.6NHGverlangteinezweistu f igePrü f ungdesnationalenInteresses :
ZumeinenmussdieAu f gabealssolcheeinemö f f entlichenInteressevonnationalerBedeutungdienen;zumanderenmussauchdaszubeurteilendePro jektausreichendzurVerwirklichungdieserAu f gabebeitragen(Urteil1C118/2016vom21.März2017, in :
URP2018E.4.2).
ImEnergiegesetzvom30.September2016(EnG;SR730.0)hatderGesetzgeberdieNutzungerneuerbarerEnergienundihrenAusbaualsnationaleInteressendeklariert(Art.12Abs.1EnG).EinzelneAnlagenzurNutzungerneuerbarerEnergien,namentlichauchSpeicherkra f twerke,sindabeinerbestimmtenGrösseundBedeutungvonnationalemInteresse(Abs.2).DerBundesratlegt f ürdieWasser−
und f ürdieWindkra f tanlagendieer f orderlicheGrösseundBedeutung f est,undzwarsowohl f ürneueAnlagenalsauch f ürErweiterungenundErneuerungenbestehenderAnlagen(Abs.4),unterBerücksichtigungvonKriterienwieLeistungoderProduktionsowiedieFähigkeit,zeitlich f lexibelundmarktorientiertzuproduzieren(Abs.5).
DiesemAu f tragistderBundesratinderEnergieverordnungvom1.November2017(EnV ;730.01)nachgekommen.Art.8EnV lautet :

Art.8Wasserkra f tanlagenvonnationalemInteresse
1NeueWasserkra f tanlagensindvonnationalemInteresse,wennsieüber :
a.einemittlereerwarteteProduktionvon jährlichmindestens20GWhver f ügen;oder
b.einemittlereerwarteteProduktionvon jährlichmindestens10GWhundübermindestens800StundenStauinhaltbeiVollleistungver f ügen.
2BestehendeWasserkra f tanlagensindvonnationalemInteresse,wennsiedurchdieErweiterungoderErneuerung :

a.einemittlereerwarteteProduktionvon jährlichmindestens10GWherreichen;oder
b.einemittlereerwarteteProduktionvon jährlichmindestens5GWherreichenundübermindestens400StundenStauinhaltbeiVollleistungver f ügen.
(...)

4.2.DieAuslegungdieserBestimmungiststreitig.
DieBeschwerde f ührersindderAu f f assung,einnationalesInteresseanderErweiterungi.S.v.Art.8Abs.2EnV liegenurvor,wenndieProduktionumdieinlit.aoderbgenanntenSchwellenwertegesteigertwerde;er f orderlichseisomiteineMehrproduktioninHöhevon5bis10GWh.
DemwidersprachdasVerwaltungsgericht : ZwarseiderWortlautvonArt.8Abs.2EnVunklar.GegendieAuslegungderBeschwerde f ührerinnenspreche jedochderUmstand,dassdieBestimmungnichtnurdieErweiterung,sondernauchdieErneuerungbestehenderAnlagenum f asse.GemässdenErläuterungendesUV EK(Aus f ührungsbestimmungenzumneuenEnergiegesetzvom30.September2016,ErläuterungenzurTotalrevisionderEnergieverordnung,November2017[nach f olgend :
ErläuternderBericht],S.12)seiendiebeiWasserkra f tanlagenmassgebendenKriterien f ürdasErreichendesnationalenInteresses f ürNeuanlagenundbestehendeWasserkra f tanlagenverschiedenhochausgestaltet,daderEingri f f indieLandscha f tbeibestehendenAnlagenungleichkleinerunddaherdasnationaleInteressebereitsbeikleinerenAnlagenzube jahensei.AbeinerbestimmtenGrösseliegeeineAnlage´perseˇimnationalenInteresse.DiesemVerständnisderNormwürdeeswidersprechen,beiderErweiterungundbeiderErneuerungeinerbestehendenAnlageeinInteressevonnationalerBedeutungnurdannanzunehmen,wenndieAnlageimUm f angeinerhalbenNeuanlage(10GWhbzw.5GWhund400hStauinhalt)erweitertwerde.Art.8Abs.2EnV könnedahernursoverstandenwerden,
dasseineerneuerteodererweiterteAnlagedannvonnationalemInteressesei,wennsienachderErweiterungoderErneuerungdiegenannteMindestgrösseerreiche.Essei f ürdasnationaleInteressewederer f orderlich,dassdiebestehendeAnlageerstdurchdieErweiterungdieinArt.8Abs.2EnV genanntenWerteüberschreite,nochdassdieProduktionumdieseWerteerhöhtwerde.VorliegendüberschreitedieGesamt produktionderAnlagesowohldieMindestwerte f ürbestehendealsauchdie jenigen f ürneueAnlagenumeinMehr f aches;dieSpeicherkapazität(Stauinhalt)betrageknappdasDoppeltebzw.Vier f achederMindestwerte.DasnationaleInteresseamVorhabenseidaherunabhängigvoneinerMehrproduktionvonEnergiezube jahen.

4.3.DerWortlautvonArt.8Abs.2EnV,wonachdurchdieErweiterungoderErneuerungeineProduktioninHöhevon5−
10GWherreichtwerdenmüsse(′′atteignent ′′,′′ raggiungono′′),sprichtinderTatda f ür,dassessichumZiel−undnichtumProduktionssteigerungswertehandelt.EineandereAuslegungwürde f ürdiemiter f asstenErneuerungenauchkeinenSinnmachen,weildiesenichtzwangsläu f igmiteinerProduktionserhöhungverbundensind,sonderneinö f f entlichesInteresseamErhaltdervorhandenenProduktionskapazitätbesteht.DieseAuslegungentspricht,wiedasVerwaltungsgerichtdargelegthat,auchdemErläuterndenBericht.DieWendung′′durchdieErweiterungoderErneuerung′′(′′suiteleuragrandissementouleurrnovation′′;′′ attraversol′ampliamentooilrinnovamento′′)kannnurbedeuten,dassesau f dieGesamt produktionnachErweiterungbzw.Erneuerungankommt−
eswürdeSinnundZweckderVorschri f twidersprechen,dasnationaleInteresseaneinerErneuerungoderErweiterungzuverneinen,nurweildieProduktionschonzuvordieSchwellenwerteüberschrittenhat.

4.4.Fraglichistallerdings,obdiesoausgelegteRegelungmitArt.6NHGvereinbarist.ErweiterungensindinderRegelmitneuenEingri f f enverbunden.FührendiesezueinerschwerwiegendenBeeinträchtigungeinesInventargebiets,mussdeshalbeinInteressevonnationalerBedeutungnichtnuramErhaltdesbestehendenWerks,sondernauchandessenErweiterungbestehen,ansonstenderzusätzlicheEingri f f vonvornhereinunzulässigerscheint(soschonBG/Ecoplan/ecoptima,StudieKriterien f ürnationalesInteresse,SchlussberichtzuhandendesBFEvom17.Juli2013,S.23undFn.37,dervorschlug,beiErweiterungen−
andersalsbeiErneuerungen− einezusätzlichemittlereBruttoleistungvon5−10MWzuverlangen).
GemässArt.12Abs.5EnGbeurteiltsichdasnationaleInteresseeinerseitsnachderLeistungbzw.ProduktionundandererseitsnachderFähigkeit,zeitlich f lexibelundmarktorientiertzuproduzieren, insbesondereau f grundeinesgrossenStauvolumens(vgl.dazudieKriteriengemässArt.8Abs.2lit.bundAbs.3EnV ).Inso f ernerscheintesgeboten,Art.8Abs.2und3EnVindemSinneauszulegen,dassnichtnurdieGesamt produktionnachErweiterungüberdenSchwellenwertenliegenmuss,sonderndieErweiterungauchzueinermassgeblichenVergrösserungderLeistung/ProduktionoderaberdesStauvolumens f ührt.

4.5.Esiststreitig, inwie f erndasPro jektzueinerErhöhungdermittlerenerwartetenProduktion f ührt.DieAngabenindenPro jektunterlagensindwidersprüchlich :
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WährendimUV BBand2(S.4)voneinem jährlichenEnergiegewinnvon20GWhausgegangenwird,weilderGrimselseeau f grunddesgrösserenSpeichervolumensseineZu f lüsseindenSommermonatenweitgehendzurückhaltenunddaherdasWasserderunterliegendenFassungenvermehrtabgearbeitetwerdenkönne,wirdimTechnischenBerichtvom2.September2010(S.21oben)ausge f ührt,dassdieMengederproduziertenEnergieüberdasganzeJahrbetrachtetunverändertbleibe,dankdesgrösserenSpeichervolumensaberRegel−
undReserveenergie f lexiblerüberdasganzeJahrerzeugtwerdenkönnen.
DasVerwaltungsgerichthielt f est,dieStaumauererhöhung f ühreau f grundderErhöhungdermittlerenFallhöhezueinergrösserenStromproduktionimKra f twerkGrimsel1,ohnedieseallerdingszubezi f f ern.
VorBundesgerichthatdieKWOeinedetaillierteBerechnungvorgelegt.DanacherhöhtsichdiemittlereJahresseekotedurchdieBewirtscha f tungdesvergrössertenGrimselseesum13m.DiegrössereFallhöhebewirkeindendirektunterhalbliegendenKra f twerkenGrimsel1undGrimselNolleneineZunahmederEnergieproduktionvon6.1GWh/a.InderselbenGrössenordnung(6.4GWh/a)liegederEnergiegewinnimUmwälzwerkGrimsel2.InsgesamtbetragesomitdieProduktionssteigerung,dieunmittelbarausderVergrösserungdesGrimselseesresultiere,12.5GWh/a(ohneBerücksichtigungderstreitigenindirektenAuswirkungenau f nachgelagerteFassungen).
Au f grunddieserBerechnungerscheintesplausibel,dassdasPro jektzueinernichtunerheblichenMehrproduktionvonStrom f ührenwird.AllerdingsistdenBeschwerde f ührerinneneinzuräumen,dassdiederBerechnungderKWOzugrundeliegendenZahlenundAnnahmen(z.B.zurZunahmedesmittleren jährlichenSeespiegels)nochvoneiner f achkundigenStelleüberprü f twerdenmüssen.Dazuwirdau f grundderRückweisungGelegenheitbestehen.

4.6.Jeden f allsaber f ührtdiegeplanteErweiterungzueinemerheblichenAusbauderSpeicherkapazität :UnstreitigwirdderStauinhaltdesGrimselseesum75Miom3vergrössertbzw.,beiVollleistung,vonheute871Stundenau f 1′558Stunden.GemässAmtsberichtdesBFEentsprichtdiesrund20%desgesamtenschweizerischenAusbaupotenzials.DasBFEbetont,dassihmkeinanderesPro jekt f ürdieErweiterungvonSpeicherrauminderSchweizbekanntsei,daseinensolchgrossenAusbaudesStauvolumensmiteinemsominimalenLandbedar f (0.87km2)ermögliche.UnterdiesenUmständenliegtesgrundsätzlichimnationalenInteresse,diesesAusbaupotenzialzunutzen.Diesgiltauchundgerade,wenndasAusbaupotenzialderWasserkra f tinderSchweizbegrenztist,wiedieBeschwerde f ührerinnenbetonen.

4.7.BestehtsomiteinnationalesInteresseamPro jekt,soistdiesesgemässArt.12Abs.3EnGbeiderInteressenabwägungalsgleichrangigzubetrachtenmitanderennationalenInteressen; insbesonderedar f beiBLN−
Ob jekteneinAbweichenvonderungeschmälertenErhaltunggemässArt.6Abs.2NHGundArt.6V BLNinErwägunggezogenwerden.DernationaleRangderNutzinteressenö f f netdamitdasTor f üreineInteressenabwägungimEinzel f all,ohnedasErgebnisindieeineoderandereRichtungzuprä judizieren(vgl.BRLeuthard,AB2016S.683;KAT HRINFÖHSE,PositivierteAu f gaben−
undNutzungsinteressenvonnationalerBedeutung−Bestandesau f nahmeimneuenEnergierechtdesBundes,ZBJV 153/2017594 f f .,601).
ObdasInteresseanderRealisierungdesPro jektsimkonkretenFallüberwiegt, istanhandeinerum f assendenInteressenabwägungzuprü f en.InihrsindallevomPro jektberührtenBelangemitderihnenzukommendenBedeutungeinzustellen,d.h.au f dieserStu f edür f enzugunstendesPro jektsauchquantitativeundqualitativeAspekteberücksichtigtwerden,dieinArt.8EnV ( f ürdienationaleBedeutungderAnlage)nichterwähntwerden.UmgekehrtsindalleSchutzinteressenzuberücksichtigen,auchwennsievon´nurˇkantonaleroderlokalerBedeutungsind(vgl.Botscha f tEnergierecht,BBl20137666oben).DavonginggrundsätzlichauchdasVerwaltungsgerichtaus.
EinzubeziehensindauchdieAuswirkungen(z.B.visuellerArt)au f dieangrenzendeMoorlandscha f tGrimselvonnationalerBedeutung(BGE115Ib311E.5eS.322),diewenigeMeteroberhalbdesneuenStauzielsbeginntund f ürdiekeinePu f f erzone f estgelegtwordenist(vgl.dazuARE,KonzeptWindenergie,S.12).

5.
DieBeschwerde f ührerinnenrügen,dasVerwaltungsgerichthabebeiseinerInteressenabwägungdasVor f elddesUnteraargletscherszuUnrechtnuralsLandscha f tvonnationalerBedeutungundalsschutzwürdigenLebensraum,nichtaberalsBiotopvonnationalerBedeutungi.S.v.Art.18aNHGberücksichtigt.DiesistimFolgendenzuprü f en.

5.1.DasGletschervor f elddesUnteraargletscherswurdebisherwederalsAuengebietvonnationalerBedeutungausgeschieden(Anh.1derVerordnungüberdenSchutzderAuengebietevonnationalerBedeutung[Auenverordnung]vom28.Oktober1992[AuenV ;SR451.31]),nochisterimAnhangdernichtde f initivbereinigtenOb jekte(Anh.2AuenV )au f ge f ührt.DieBeschwerde f ührerinnenhaben jedochvorVerwaltungsgerichteinGutachtenvonMaryLeibundgutzumGletschervor f eldUnteraargletschervom12.November2015eingereicht.Danacher f ülltdasGletschervor f eldmittlerweilealleKriterien f ürdienationaleBedeutungunddamit f ürdieAu f nahmeinsInventarderAuengebietevonnationalerBedeutungundmüssedeshalbvorsorglichgeschütztwerden.

5.2.Art.29Abs.1lit.aderVerordnungüberdenNatur−undHeimatschutzvom16.Januar1991(NHV ;SR451.1)verp f lichtetdieKantone,mitgeeignetenSo f ortmassnahmenda f ürzusorgen,dasssichderZustandvonBiotopen,denenau f grunddervorhandenenErkenntnisseundUnterlagennationaleBedeutungzukommt,nichtverschlechtert,bisderBundesratdieBiotopevonnationalerBedeutungbezeichnethatbzw.dieeinzelnenInventareabgeschlossensind.
Art.11aAuenV (einge f ügtam29.Sept.2017, inKra f tseit1.Nov.2017[AS20175283])verweist f ürdieinAnh.2au f gezählten,nochnichtde f initivbereinigtenOb jekteausdrücklichau f denSchutznachArt.29NHV.Damitsollte jedochderAnwendungsbereichvonArt.29NHV nichteingeschränktwerden :
DasVerschlechterungsverbotbleibtauch f ürOb jekteanwendbar,dienichtinAnh.2AuenVau f ge f ührtsind,so f ernihnennachdenvorhandenenErkenntnissenundUnterlagennationaleBedeutungzukommt(vgl.BAFU,ErläuternderBerichtzurRevisionderVerordnungenüberdenSchutzderBiotopeundMoorlandscha f tenvonnationalerBedeutung,2017,S.8;PET ERM.KELLER, in :
Keller/Zu f f erey/Fahrländer,KommentarNHG,2.Au f l.2019,Art.26N.7;Urteil1C526/2015vom12.Oktober2016E.5.4, in :
URP201713,nicht publiziertinBGE142II517).
AusnahmenvomVerschlechterungsverbotsindunterdengleichenVoraussetzungenzulässig,unterdenenauchinInventarob jekteeingegri f f enwerdenkönnte(Urteil1C526/2015vom12.Oktober2016E.5.3−
5.6, in :URP201713,nicht publiziertinBGE142II517;Urteil1A173/2000vom5.November2001,E.4b, in :URP200239,nicht publiziertinBGE128II1);diesentsprichtderRegelunginArt.11ai.V.m.Art.7Abs.2AuenV f ürnichtde f initivbereinigteInventarob jekte.EinAbweichenvomSchutzzielistdanachnurzulässig f ürunmittelbarstandortgebundeneVorhaben,diedemSchutzdesMenschenvorschädlichenAuswirkungendesWassersodereinemandernüberwiegendenö f f entlichenInteressevoneben f allsnationalerBedeutungdienen(Art.4Abs.2AuenV ).

5.3.Näherzuprü f enist,obessichpotenziellumeineAuevonnationalerBedeutunghandelt.

5.3.1.DasBAFUbe jahtdiesinseinerVernehmlassung.Es f ührtaus,dieAu f nahmevonpotenziellenAuengebietenderTypenGletschervor f eldrespektiveAlpineSchwemmebeneinslnventarderAuengebietevonnationalerBedeutungstützesichau f einsystematischesBewertungsver f ahren,dasdiegeomorphologischenundbiologischenWertegleichermassenberücksichtige(GERBER/GST EIGER/LEIBUNDGUT/RIGHET T I,Gletschervor f elderundal pineSchwemmebenenalsal pineAuengebiete,TechnischerBericht,Schri f tenreiheUmweltNr.305,Hrsg.BUWAL,Bern1999;nach f olgend :
TechnischerBericht1999).So f erndieMinimalan f orderungenandieFlächeerreichtwerden,würdendieGebiete f ürdieAspekteGeomorphologieundBiologiebewertetundindieKategorienAbisDeingeteilt(A=
DasGebietistäusserstwertvoll;eshatimmernationaleBedeutung,unabhängigvonderZweitbewertung;B=DasGebietistsehrwertvoll;eskannnationaleBedeutungerhalten,wenndieZweitbewertungnichtau f Dliegt;C =
DasGebietistwertvoll;eskanngg f .durchdieZweitbewertungnationaleBedeutungerhalten;D= keinenationaleBedeutung).
WeiterlegtdasBAFUdar,dassdieZungedesUnteraargletschersnachdemAu f stauimJahr1932bisindenStauseegereichthabe.SeitherhabesichdieGletscherzungeumrund1,5kmzurückgezogenunddieheutesichtbareSchwemmebene f reigelegt.BeiderSelektionderPotenzialgebiete f ürdieIGLES−
KartierungAn f angder1990erJahre(IGLES : lnventarderGletschervor f elderundal pinenSchwemmebenenderSchweiz)seidaseis f reieGebietzwischenStauseeundGletscherzungenochzukleingewesen,umdieMinimalan f orderungenaneineal pineSchwemmebenezuer f üllen.Mittlerweileum f asseesabergemässGutachtenLeibundguteineFlächevonrund237ha,wovon34ha,also15%,glazi f luvialgeprägtseien.DamitgehöredieSchwemmebenemitihremDynamikbereichzudengrösstenderSchweiz.DasGutachtenLeibundgutkommegestütztau f eineKartierungimSommer2015zumSchluss,dasGebietkönnebezüglichGeomorphologiemitBundbezüglichderbiologischenWertemitCbewertetwerden,was f ürdieAu f nahmeindasnationaleAueninventarausreichendsei.
DasBAFUhabedieVerlässlichkeitdesGutachtensLeibundgutanhanddesKurzgutachtensHedinger/Gsteigerüberprü f enlassen.DanacherreichedasGebietalsTyp´Al pineSchwemmebeneˇbezüglichGeomorphologiedieKategorieAundbezüglichBiologiedieKategorieC.DienationaleBedeutungalsAuengebietseidamitklarerreicht.
DasBAFUteiltmit,dassdieNaturschutzorganisationenProNatura,WWFundHelvetiaNostrabereitsimRahmenderAnhörungzurRevisionderAuenverordnung2015dieAu f nahmedesOb jektsindasBundesinventarbeantragthatten,gestütztau f dasGutachtenLeibundgut.Au f grunddergrossenAnzahlanOb jekten(Anpassungenbeiüber2000Ob jekten)sowieausVer f ahrensgründen(Notwendigkeiteinerweiterenspezi f ischenAnhörung f ürdieneuvorgeschlagenenOb jekte)habeman jedochdarau f verzichtet,bishernochnichtdiskutierteOb jekteneuindenRevisionsprozessau f zunehmen.DieimLau f ederAnhörung2015neuvorgeschlagenenOb jektewürdenineinernächstenRevisionderBiotopinventaregeprü f t.

5.3.2.DieKWOkritisiertdasKurzgutachtenHedinger/Gsteiger2019alsinverschiedenerHinsichtunvollständigundmangelha f tundreichthier f ürdenBerichtNiedermayrein).DieserbemängeltdiePerimeterabgrenzungundmachtgeltend,beiderTeilbewertungGeomorphologieseinichtberücksichtigtworden,dassdieglazi f luvialeDynamik(d.h.diedurch f liessendesWasserundGletscherschmelzwasserbeein f lussteAktivität)au f mehrals10%derFlächederal pinenSchwemmebenedurchdenunterliegendenStauseebeeinträchtigtwerde.DementsprechendmüssedieTeilbewertungGeomorphologievonAau f Dzurückgestu f twerden,wasdienationaleBedeutungausschliesse.

5.3.3.DieBeschwerde f ührerinnenhaltendementgegen,esentsprechederbisherigenInventarisierungspraxis,denPerimetervonPotenzialgebieten,dieaneinenStauseeangrenzen,entlangdesSeeu f ersgemässLandeskarteSwisstopozuziehen.SelbstwenndienatürlichenProzesseimMündungsbereichdurchdieStauhaltungbeein f lusstseien,sohandleessichumProzesse,welcheauchineinerungestörtenSchwemmebeneablie f enunddarumnichtalsrelevanteStörungderDynamikeinzustu f enseien.Dasssichau f grundderDynamikkeinestabilenVerhältnisseeinstellenundFlächenimÜber f lutungsbereichvegetations f reibleiben,machegeradezudenWerteinerSchwemmebeneausundrecht f ertigekeineRückstu f ung.BeiderBewertungderPotenzialob jekte1998seidennaucheineRückstu f ungindieKategorieDnurbeimassivenkünstlichenEingri f f en(z.B.Planien,Deponien)vorgenommenworden.EineRückstu f ungrecht f ertigesichvorliegendumsoweniger,alsdiezubeurteilendeSchwemmebeneseit2015in f olgeAbschmelzensdesGletschersbereitswiederum3−
5hazugenommenhabe,d.h.derOb jekt perimeterheute38−40habetragenundderglazi f luvialeBereichdeutlichgrösserals15haseindür f te.

5.4.GemässdemTechnischenBericht1999stellenEingri f f e,welchedieglazi f luvialeDynamikeinschränken,grundsätzlichrelevanteBelastungendesNaturraumesdar(Zi f f .6.3.4S.53).DienationaleBedeutungistausgeschlossen(KategorieD),wenndieBelastungeineFlächevonmehrals10%um f asst.BeistarkenBelastungen,dieunterdiesemGrenzwertliegen, istdasPotentialgebietinderTeilbewertungumeineKategoriezurückzustu f en(a.a.O.,S.54).Vorliegendiststreitig,obundinwie f erndieaktuelleBeein f lussungderglazi f luvialenDynamikdurchdieStauhaltungalsrelevanteBelastungeinzuordnenistunddienationaleBedeutungausschliesst.
Allerdingsistzuberücksichtigen,dassdieglazi f luvialgeprägteFlächeau f grunddesrasantenRückgangsdesGletscherslau f endzunimmt.GemässUV P−
HandbuchdesBAFU(RichtliniedesBundes f ürdieUmweltverträglichkeitsprü f ung2009,Modul5,S.21)isteinezuerwartendeVeränderungdesAusgangszustandsbiszumBeginndesBausderAnlagezuberücksichtigen(vgl.auchANDRJOMINI, in :
Moor/Favre/Flückiger[Hrsg.],Loisurlaprotectiondel′environnement,BandI,Art.10bN.18[Stand30.November2011];RAUSCH/KELLER, in :
Vereinigung f ürUmweltrecht/HelenKeller[Hrsg.],KommentarzumUmweltschutzgesetz,2.Au f l.,Art.9USGN.79;YV ESNICOLE,L′tuded′impactdanslesystme f dralistesuisse,Diss.Lausanne1991,S.223).DadieKWOdasPro jektzurückgestellthat,umzunächstdasKra f twerkTri f tzurealisieren,erscheintesplausibel,dassdievonderStauhaltungunbeein f lussteFläche jeden f allszumZeit punktdesHöherstausdesGrimselseesmehrals90%desOb jekt perimetersum f assenwird.Diesspricht f üreinepotenziellnationaleBedeutungderal pinenSchwemmebeneimVor f elddesUnteraargletschers,welchedurchdenHöherstaudesGrimselseesüber f lutetunddamitteilweisezerstörtwürde.

5.5.GemässArt.12Abs.2Satz2EnGsindneueAnlagenzurNutzungerneuerbarerEnergieninBiotopennachArtikel18aNHG−
zudenennamentlichdieAuengebietevonnationalerBedeutungzählen−ausgeschlossen.DerGesetzgeberhatinsoweitdemBiotopschutzVorrangvorderNutzungerneuerbarerEnergieneingeräumt.DieseBestimmung f indet jedochnurau f neueAnlagenAnwendung,d.h.ErweiterungenvonbestehendenAnlagensindinAuengebietenvonnationalerBedeutungnichtvonvornhereinausgeschlossen.DerhoheStellenwertdesSchutzesvonBiotopenvonnationalerBedeutungist jedochimRahmenderInteressenabwägungzuberücksichtigen(FÖHSE,a.a.O.,S.605 f .).
GrundvoraussetzungeinersolchenInteressenabwägungist,dasssichdiezuständigenBehördendernationalenBedeutungeinerAuebewusstsind.DieswarvorliegendnichtderFall :
DerGrosseRatunddasVerwaltungsgerichthabenzwardasGletschervor f eldalsBiotopberücksichtigt, ihmabernationaleBedeutungnurimZusammenhangmitdemBLN−
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Gebietzugesprochen;dasVerwaltungsgerichthieltausdrücklich f est,durchdasVorhabenwerdekeinBiotopvonnationalerBedeutungzerstört.Inso f ernwurdeeinwichtigesElementderInteressenabwägungnichtmitdemihmgebührendenGewichtberücksichtigt.Auchau f Richt planebene f andnochkeineAuseinandersetzungmitdiesem(undanderen)entgegenstehendenSchutzinteressenstatt.Diesist jedochbeiSchutzinteressenvonnationalerBedeutungzwingendgeboten.Diesgilterstrecht,wenndasPro jekt−
wievorliegend−nichtdringlichistunddahergenügendZeit f üreinevertie f teAbklärungau f Richt planebenebesteht(vgl.dazuuntenE.6).
DieserMangelkannimbundesgerichtlichenVer f ahrennichtgeheiltwerden,dadenzuständigenkantonalenBehördenbeiderRicht plan f estsetzungundderKonzessionsverleihungeingrosserErmessensspielraumzusteht.DamiterübrigensichweitereAbklärungenzudenimBerichtNiedermayrau f gewor f enenFragen;auchau f denvondenBeschwerde f ührerinnenbeantragtenAugenscheinkannverzichtetwerden.EswirdSachedesBAFUsein,dasInventarisierungsver f ahreneinzuleitenunddiestreitigenFragenbe f örderlichabzuklären,umdenkantonalenBehördendienötigenGrundlagen f ürihreEntscheid f indungzuverscha f f en.

6.
Abschliessendistnochau f FragenimZusammenhangmitdemungewissenRealisierungszeit punktdesVorhabenseinzugehen.DieKWOhatdieVergrösserungdesGrimselseeszurückgestellt,daesimaktuellenenergiewirtscha f tlichenUm f eldnichtrentabelsei,undwillanderePro jektevorziehen, insbesonderedenBaudesKra f twerksTri f t.

6.1.DieBeschwerde f ührerinnenweisenzuRechtdarau f hin,dassnachArt.54lit.hWRGalleKonzessionenFristen f ürdenBeginnderBauarbeitenunddieErö f f nungdesBetriebsenthaltenmüssen.DerKonzessionäristverp f lichtet,seineKonzession f ristgerechtzunutzen,ansonstendieVerleihungsbehördedieKonzessionalsverwirkterklärenkann(Art.65lit.aWRG).Art.29Abs.1lit.bWNG/BEsiehtvor,dassdieKonzessionwiderru f enwerdenkann,wennvomNutzungsrechtnichtinnert f ün f JahrenGebrauchgemachtwird.
DerBeschlussdesGrossenRatsvom5.September2012enthältkeineFristen.Obsichausden(subsidiärgeltenden)BedingungenundBestimmungenderGesamtkonzession1962Fristen f ürdenBau−
undBetriebsbeginnergeben,gehtausdenAktennichthervor.

6.2.DasBAFUwir f tdieFrageau f ,obeineInteressenabwägungzum jetzigenZeit punktüberhauptgetro f f enwerdenkann,weilsichdieUmständezumZeit punkteineretwaigenRealisierungdesPro jekts(eventuellerstin20Jahrenoderspäter)sowohlausderPerspektivedesNatur−
undLandscha f tsschutzesalsauchausderPerspektivederEnergiestrategie2050ganzandersdarstellenkönntenalsheute.
FormellmussdieInteressenabwägungimEntscheidzeit punktvorgenommenwerden,d.h.imZeit punktderKonzessionserteilungbzw.−
anpassungdurchdenGrossenRat.Materiellist jedochzuberücksichtigen,wanndiekonzessionierteAnlagegebautundinBetriebgenommenwerdensoll.InsbesonderesindVeränderungendesIst−
ZustandsbiszurBau−undBetriebsphasebeiderUmweltverträglichkeitsprü f ungzuberücksichtigen(vgl.obenE.5.4).DerBetriebszeit punktspieltüberdieseineRollebeiderBeurteilung, inwie f erndieAnlagezurRealisierungderEnergiestrategie2050undderkantonalenEnergiezielebeiträgt.JeweiterdieRealisierungzeitlichent f erntist,destoschwierigerundunsichererwerdendie f ürdieBeurteilunger f orderlichenPrognosen.Wiedargelegt,verlangenArt.54lit.hWRGundArt.29Abs.1lit.bWNG/BEdaherzwingenddieFestsetzungvonFristenundschliesseneineKonzessionserteilung´au fVorratˇaus.

6.3.Inso f ernwirdimRicht plan−undKonzessionsver f ahrenauchdervoraussichtlicheRealisierungszeit punktzuberücksichtigensein.Wirddiebestehende,1962erteilte,Gesamtkonzessionangepasstunderweitert,musszwingendeineFrist f ürdenBau−
undBetriebdeserweitertenGrimselstauseesvorgesehenwerden.Istdiesnochnichtmöglich,schliesstdieseineKonzessionierungzum jetzigenZeit punktaus.

7.
NachdemGesagtenistderange f ochteneEntscheidschonwegender f ehlendenRicht plan f estsetzungau f zuheben.DabeihandeltessichnichtumeineblosseFormalie;demRicht plankommtvielmehrzentraleBedeutungalsAbstimmungsinstrument f ürVorhabenmitbedeutsamenAuswirkungenau f RaumundUmwelt(Art.8Abs.2RPG)undalsPlanungsinstrument f ürdenAusbauderWasserkra f t(Art.8bRPG;Art.10EnG)zu.Diesgiltinsbesondere,wennsich−
wievorliegend−Nutz−undSchutzinteressenvonnationalerBedeutunggegenüberstehen.Er f orderlichistzudemeineAbstimmungmitdemKra f twerkTri f t.
ImÜbrigenleidenauchdievomGrossenRatundvomVerwaltungsgerichtvorgenommenenInteressenabwägungenaneinemerheblichenMangel,weildiepotenziellnationaleBedeutungderal pinenSchwemm f lächeimGletschervor f elddesUnteraargletschersnichtberücksichtigtwurde.
SchliesslichstelltsichdieFrage,obeineKonzession f ürdieErhöhungdesGrimselseeszumheutigenZeit punkterteiltwerdenkann,wennderenRealisierungau f unbestimmteZeitverschobenwordenist.

7.1.AusallendiesenGründenrecht f ertigtessich,denange f ochtenenEntscheidunddenBeschlussdesGrossenRatsvom5.September2012au f zuheben.DieSacheistandenRegierungsratzurückzuweisen.Dieserwirdzunächst prü f enmüssen,obundinwie f erndasMassnahmenblattC−
18(ZwischenergebnisGrimselseeerhöhungundVororientierungKra f twerkTri f t)anzupassenist,umanschliessend, imLichtedesRicht planentscheids,demGrossenRateinenneuenAntragzumKonzessionsgesuchderKWOzuübermitteln.

7.2.ImKosten−undEntschädigungspunktistdieSachezuneuemEntscheidandasVerwaltungsgerichtzurückzuweisen,weshalbessicherübrigt,au f diediesbezüglichenRügenderBeschwerde f ührerinneneinzugehen.

7.3.BeidiesemAusgangdesVer f ahrenswirddieKWOkosten−undentschädigungsp f lichtig(Art.66und68BGG).

DemnacherkenntdasBundesgericht :

1.
DieBeschwerdewirdgutgeheissen,undderEntscheiddesVerwaltungsgerichtsdesKantonsBern,VerwaltungsrechtlicheAbteilung,vom21.Mai2019undderBeschlussdesGrossenRatesdesKantonsBernvom5.September2012werdenau f gehoben.DieSachewirdzuneuerBeurteilungimSinnederErwägungenandenRegierungsratdesKantonsBernzurückgewiesen.

2.
DieGerichtskostenvonFr.6′000.−−werdenderKWOau f erlegt.

3.
DieKWOhatdieBeschwerde f ührerinnen f ürdasbundesgerichtlicheVer f ahrenmitFr.8′000.−−zuentschädigen.

4.
DieSachewirdzurNeuverlegungderKostenundEntschädigungendesvorangegangenenVer f ahrensandasVerwaltungsgerichtdesKantonsBernzurückgewiesen.

5.
DiesesUrteilwirddenParteien,demKantonBern,denEinwohnergemeindenInnertkirchenundGuttannen,demVerwaltungsgerichtdesKantonsBern,VerwaltungsrechtlicheAbteilung,unddemBundesamt f ürUmweltschri f tlichmitgeteilt.

Lausanne,4.November2020

ImNamenderI.ö f f entlich− rechtlichenAbteilung
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desSchweizerischenBundesgerichts

DerPräsident : Chaix

DieGerichtsschreiberin : Gerber


